
Anlage 

Stand: 17.03.2025 

Bebauungsplan Nr. 80 „Bahnhofstraße“, OT Sommerfeld 

Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 80 „Bahnhofstraße“ im Ortsteil Sommerfeld erfolgte im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB unter Anwendung des § 13b BauGB 2021 zur zeitlich be-
fristeten Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren ohne Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB. Eine Änderung des in Kraft getretenen Bebauungsplans ist aufgrund 
des Wegfalls der Rechtsgrundlage des § 13b BauGB gemäß Hinweis des Landkreises Oberhavel als 
höhere Verwaltungsbehörde nicht möglich. Mit der beabsichtigten Änderung im Hinblick auf die Zulas-
sung von Einzel- und Doppelhäusern ist für den Bebauungsplan gemäß Hinweis des Landkreises 
Oberhavel ein neues Aufstellungsverfahren mit Umweltprüfung erforderlich und es wird der Begrün-
dung ein Umweltbericht beigefügt. 

Die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 erfolgte durch Veröffentlichung im Inter-
net und öffentliche Auslegung im Zeitraum vom 17.02.2025 bis einschließlich 03.03.2025.  

Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 27.01.2025. 

Die Nachbargemeinden sind gemäß ihrer Stellungnahme im Rahmen der vorhergehenden Beteiligung 
nicht betroffen oder haben im Rahmen der vorhergehenden Beteiligung keine Stellungnahme abgege-
ben. Die Nachbargemeinden wurden daher nicht nochmals an der Planung beteiligt. 

Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  

12 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (TöB) wurden mit Schreiben vom 27.01.2025 
zur Abgabe einer Stellungnahme zu den geplanten Ausweisungen des Bebauungsplanes Nr. 80 
„Bahnhofstraße“ aufgefordert, mit Beteiligungsfrist bis zum 28.02.2025. 

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die gemäß ihrer Stellungnahme im Rahmen 
der vorhergehenden Beteiligung von der Planung nicht betroffen sind oder im Rahmen der vorherge-
henden Beteiligung keine Stellungnahme abgegeben haben, wurden nicht nochmals an der Planung 
beteiligt. 

 

Folgende TöB äußerten sich nicht: 

Nr. 12 Eisenbahn – Bundesamt (EBA) 

Nr. 19 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Nr. 24 Zweckverband Kremmen 

 

Folgende TöB sind gemäß ihrer Stellungnahme in ihren Belangen von der Planung nicht berührt: 

Nr. 8.2 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege, Dezernat Baudenkmalpflege 

 

Folgende TöB gaben Hinweise oder Anregungen zur Planung wie folgt: 

Nr. 1 Gemeinsame Landesplanungsabteilung (GL) 

Nr. 2 Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel (RPG) 

Nr. 3 Landkreis Oberhavel 

Nr. 4  Landesamt für Umwelt (LfU) 
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Nr. 5 Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) 

Nr. 8.1 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege, Dezernat Bodendenkmalpflege (BLDAM) 

Nr. 17 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien – Region Ost 

Nr. 23 OWA GmbH 

 

Die Zählung bezieht sich auf die im Bauamt der Stadt Kremmen geführte und fortlaufend aktualisierte 

Gesamtliste der für das Stadtgebiet relevanten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

und wird mit der im konkreten Beteiligungsverfahren getroffenen Auswahl nicht verändert.  

Die Texte geben die Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Lesbarkeit und Er-

fassbarkeit zum Teil neu geordnet und gekürzt. Die Originalstellungnahmen können in der Bauverwal-

tung eingesehen werden. 
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Abwägungsvorschläge zu den vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange zum Bebauungsplans Nr. 80 „Bahnhofstraße“, OT Sommerfeld im Rah-
men des Beteiligungsverfahrens gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum Entwurf Januar 2025 
 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

1. Gemein-
same Lan-
despla-
nungsabtei-
lung 

27.02.2025 

 

Die GL äußert sich im Rahmen der Be-
hördenbeteiligung an kommunalen 
Bauleitplanungen zu den Inhalten der 
Landesplanung (LEPro, LEP HR, LEP 
FS, Braunkohleplanung). 

Die Belange der Regionalplanung, ins-
besondere auch die beachtenspflichti-
gen regionalplanerischen Ziele, werden 
durch die Regionale Planungsgemein-
schaft vertreten. Die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft ist als Träger öf-
fentlicher Belange durch die Kommune 
direkt zu beteiligen. 

In unseren landesplanerischen Stel-
lungnahmen vom 16.12.2021 und 
23.05.2022 haben wir mitgeteilt, dass 
die Planungsabsicht an die Ziele der 
Raumordnung angepasst ist.  

Aufgrund der Inanspruchnahme von 
bisher nicht für Siedlungszwecke ge-
nutzten Flächen erfolgt eine Anrech-
nung der dafür eingeräumten EEO in 
Höhe von 0,7 ha.  

Ziele der Raumordnung stehen der Pla-
nungsabsicht (GL Reg.-Nr. 0953/2021) 
nicht entgegen. 

Die landesplanerische Beurteilung wird 
zur Kenntnis genommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend redaktionell er-
gänzt. 

Die für die Planung relevanten Grunds-
ätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung und ihre Berücksichti-
gung im Bauleitplanverfahren werden 
in der Begründung dargelegt. 

Die Regionalplanung wurde an der Pla-
nung beteiligt. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

2. Regionale 
Planungs-
gemein-
schaft Prig-
nitz-Ober-
havel 

18.02.2025 

Ziele und Grundsätze der Regionalpla-
nung stehen der Planungsabsicht nicht 
entgegen. 

Die Planung war im Rahmen der Be-
hördenbeteiligung bereits Gegenstand 
regionalplanerischer Stellungnahme. 
Seinerzeit ist die Vereinbarkeit mit den 
Erfordernissen der Regionalplanung 
festgestellt worden. Die Beurteilung hat 
weiterhin Bestand. 

Die Belange der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Prignitz-Oberhavel basie-
ren auf den folgenden Erfordernissen 
der Raumordnung: 

- Satzung über den Regionalplan 
Prignitz-Oberhavel, SachlicherTeil-
plan "Rohstoffsichrung / 

Die regionalplanerische Beurteilung 
wird zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Windenergienutzung" (ReP-Roh-
stoffe) vom 24. November 2010 

- Satzung über den Regionalplan 
Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Grundfunktionale 
Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8. 
Oktober 2020 (ABI. S. 1321) 

Bindungswirkung: Von den regionalpla-
nerischen Zielen gehen eine Anpas-
sungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 
BauGB bzw. eine Beachtenspflicht ge-
mäß § 4 Absatz 1 Satz 1 ROG aus. Die 
Grundsätze und sonstigen Erforder-
nisse der Raumordnung sind in der Ab-
wägung zu berücksichtigen.  

  Hinweise:  

Die Satzung über den Regionalplan 
Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 
"Rohstoffsicherung / Windenergienut-
zung" wurde mit Bescheid vom 14. 
Februar 2012 teilweise genehmigt. Von 
der Genehmigung ausgenommen sind 
die Festlegung des Vorbehaltsgebietes 
Nr. 65 "Sicherung oberflächennaher 
Rohstoffe" sowie die Festlegungen zur 
"Steuerung der Windenergienutzung". 
Der Regionalplan wurde zum Zwecke 
der Bekanntmachung entsprechend re-
daktionell angepasst und trägt nunmehr 
die Bezeichnung Regionalplan "Roh-
stoffsicherung".  

Durch die regionalplanerische Stellung-
nahme bleibt die aufgrund anderer Vor-
schriften bestehende Verpflichtung zum 
Einholen von Genehmigungen, Bewilli-
gungen oder Zustimmungen unberührt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

  Nach Abschluss des Beteiligungsver-
fahrens bitten wir um Information über 
den Planungsfortgang und die Geneh-
migungsinhalte. 

Nach Inkrafttreten des Bebauungsplans 
erhält die Regionalplanung eine Be-
nachrichtigung über das Abwägungser-
gebnis sowie eine Kopie der Satzungs-
fassung des Bebauungsplans. 

3.  Landkreis 
Oberhavel 

19.02.2025 

Der Landkreis Oberhavel wurde nach 
§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) im 
Rahmen der Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange zur Mitarbeit aufgefordert. Die ko-
ordinierende Aufgabe der Bündelung 

Die Hinweise und Anregungen des 
Landkreises werden zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt in die Abwägung 
einbezogen: 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

der Stellungnahme der Kreisverwaltung 
obliegt dem FB Bauordnung und Katas-
ter; FD rechtliche Bauaufsicht/Planung. 

Zum vorliegenden Entwurf nimmt der 
Landkreis Oberhavel wie folgt Stellung.  

Es wird darum gebeten, die Anmerkun-
gen und Hinweise in den Abwägungs-
prozess einzubeziehen.  

Die formellen und materiellen Rege-
lungsinhalte sowie Erfordernisse, die 
aus weiteren Rechtsvorschriften entste-
hen, bleiben von der Stellungnahme 
unberührt. 

3.1 Bereich Pla-
nung 

Weiterführende Hinweise 

Die vorliegenden Planunterlagen ver-
weisen inhaltlich nicht durchgehend / 
umfassend auf die Planfassung „1. Än-
derung des BPL Nr. 80 Bahnhofstraße" 
Entwurf Stand Januar 2025.  

Der Begründungstext wechselt im Text-
verlauf zwischen den einzelnen Planbe-
zeichnungen mit und ohne Angabe „1. 
Änderung".  

Die Punkte 1.2 Anlass und Erforderlich-
keit der Planaufstellung" sowie 3.1 „Pla-
nungsrechtliche Ausgangssituation' ent-
halten keine untersetzenden Aussagen 
zum Planungsinstrument, der Rechts-
grundlage und dem Verfahrensstand 
sowie dem in diesen Kontext zu stellen-
den Planungsanlass.  

Das Planerfordernis / die planerische 
Ausgangssituation sind verfahrens-
rechtlich nicht sachgerecht aufgearbei-
tet und insbesondere auch nicht rechts-
klar korrekt bewertet worden.  

Der Planentwurf bedarf insofern einer 
grundlegenden Überarbeitung auch 
und insbesondere mit Blick auf die zu 
gewährleistende Anstoßwirkung in der 
Öffentlichkeitsbeteiligung.  

Begründungstext, Planzeichnung und 
Umweltbericht sind hinsichtlich der Be-
zeichnung des Planwerkes und seiner 
Inhalte in Übereinstimmung zu bringen.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
zum Anlass und der Erforderlichkeit der 
Planaufstellung sowie zur Planungs-
rechtlichen Ausgangssituation werden 
zur Entwurfsfassung noch einmal ent-
sprechend den von Seiten des Land-
kreises gegebenen Hinweisen unter-
setzt. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Zu beachten ist in diesem Kontext ver-
fahrensrechtlich grundsätzlich dass es 
sich bei dem rechtskräftigen BPL Nr. 80 
„Bahnhofstraße" um einen ehemals im 
beschleunigten Verfahren nach § 13b 
BauGB aufgestellten Bebauungsplan 
handelt.  

Eine „Änderung" des in Kraft getrete-
nen BPL ist auf Grund des Wegfalls der 
Rechtsgrundlage des § 13b BauGB 
(Art. 3 Nr. 5 des Gesetzes für die Wär-
meplanung und zur Dekarbonisierung 
der Wärmenetze vom 20. 12. 2023) 
nicht möglich.  

  b) In der Planzeichenerklärung ist für 
das Planzeichen Nr. 3.1.4. „nur Einzel- 
und Doppelhäuser zulässig" die An-
gabe der Rechtsgrundlage (siehe Text-
festsetzung-TF Nr. 2 „Bauweise") zu 
korrigieren. 

Dem Hinweis wird gefolgt. 

Die in der Planzeichenerklärung ange-
gebene Rechtsgrundlage wird korri-
giert. 

Korrektur der Planzeichnung. 

3.2 Untere Na-
turschutz-
behörde 

Im Geltungsbereich des bereits rechts-
kräftigen Bebauungsplans Nr. 80 
„Bahnhofstraße" im Ortsteil Sommer-
feld der Stadt Kremmen wird bislang 
ausschließlich eine Bebauung mit Dop-
pelhäusem zugelassen. Mit der vorlie-
genden Planfassung sollen auch Ein-
zelhäuser zugelassen werden. Natur-
schutzfachliche oder naturschutzrechtli-
che Belange sind nicht betroffen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

3.3 Untere 
Wasserbe-
hörde 

Der Standort befindet sich außerhalb 
von Trinkwasserschutzzonen. 

Die wasserrechtlichen Anforderungen 
und Bestimmungen des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz-WHG) und des 
Brandenburgischen Wassergesetzes 
(BbgWG) sind zu beachten und einzu-
halten. 

Voraussetzung für die Niederschlags-
versickerung ist versickerungsfähiger 
Boden und ein Mindestabstand von 
1,00 m zwischen Sohle der Versicke-
rungsanlage und dem mittleren höchs-
ten Grundwasserstand. Ein Überlaufen 
des Niederschlagswassers auf 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entspre-
chende Ausführungen ergänzt, soweit 
entsprechende Hinweise nicht bereits 
enthalten sind. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Nachbargrundstücke ist dauerhaft zu 
verhindern. 

Im Übrigen ist die Verordnung über An-
lagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen (AwSV) zu beachten. 

Sämtliche Arbeiten sind so auszufüh-
ren, dass das Grund- und das Oberflä-
chenwasser nicht verunreinigt und ge-
fährdet werden. 

3.4 Untere Bo-
denschutz- 
und Abfall-
wirtschafts-
behörde 

Der oben genannte Flächenbereich 
wird nicht im Altlasten- und Boden-
schutzkataster des Landkreises Ober-
havel als Altlast oder Altlastenver-
dachtsfläche geführt. Aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht bestehen daher derzeit 
keine Bedenken.  

Allgemein gilt: Treten bei den Erdarbei-
ten ungewöhnliche Verfärbungen oder 
Gerüche auf, ist die weitere Vorgehens-
weise umgehend mit der unteren Bo-
denschutzbehörde abzustimmen.  

Es ist sicherzustellen, dass sämtliche 
Arbeiten derart ausgeführt werden, 
dass keine schadhaften Bodenverände-
rungen hervorgerufen werden. Die Si-
cherstellung ist ggf. durch geeignete 
Vorsorgemaßnahmen zu gewährleisten 
(z.B. nach DIN 19639 1 2019-09).  

Die ordnungsgemäße Deklaration mi-
neralischer Abfälle (Boden, Baggergut, 
Bauschutt und Gleisschotter) ist gemäß 
Erlass des Ministeriums für Landwirt-
schaft, Umwelt und Klimaschutz des 
Landes Brandenburg zur Neufassung 
der „Vollzugshinweise zur Zuordnung 
von Abfällen zu den Abfallarten eines 
Spiegeleintrages in der Abfallverzeich-
nis-Verordnung" vom 01.03.2023 
durchzuführen.  

Die bei der Maßnahme anfallenden Ab-
fälle sind gemäß den Vorschriften des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), 
der auf dieser Grundlage erlassenen 
Verordnungen und der Abfallentsor-
gungssatzung des Landkreises Ober-
havel, vorrangig zu verwerten bzw. zu 
entsorgen. Fallen Abfälle an, die ge-
mäß § 48 KrWG i. V. m. der Abfall-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entspre-
chende Ausführungen ergänzt, soweit 
entsprechende Hinweise nicht bereits 
enthalten sind. 

Das Landesamt für Umwelt wurde an 
der Planung beteiligt. 

Der Kampfmittelbeseitigungsdienst 
beim Zentraldienst der Polizei des Lan-
des Brandenburg wurde im Rahmen 
der vorhergehenden Beteiligung an der 
Planung beteiligt.  

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

verzeichnisverordnung (AVV) als ge-
fährlich einzustufen sind, sind diese der 
SBB Sonderabfallentsorgungsgesell-
schaft Brandenburg/Berlin mbH, Groß-
beerenstraße 231 in 14480 Potsdam 
anzudienen.  

Der unteren Bodenschutzbehörde lie-
gen keine Kenntnisse zu einer mögli-
chen Strahlenbelastung sowie Belas-
tung mit Kampfmitteln vor. Diese sind in 
dem von der unteren Bodenschutzbe-
hörde zu führenden Altlasten- und Bo-
denschutzkataster nicht erfasst.  

Die zuständige Strahlenschutzbehörde 
ist das Landesamt für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesundheit 
(LAVG).  

Zu einer möglichen Belastung mit 
Kampfmitteln können Sie sich an den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst beim 
Zentraldienst der Polizei des Landes 
Brandenburg (KMBD) wenden. 

3.5 Öffentlich-
rechtlicher 
Entsor-
gungsträger 

Der Landkreis Oberhavel entsorgt die 
in seinem Gebiet angefallenen und 
überlassenen Abfälle im Rahmen der 
Gesetze und nach Maßgabe der Ab-
fallentsorgungssatzung.  

Um eine ordnungsgemäße Abfallent-
sorgung für dieses Vorhaben zu ge-
währleisten, ist eine entsprechende 
Verkehrserschließung sicherzustellen. 
Dazu weise ich auf die Anforderungen 
an die straßenmäßige Erschließung wie 
folgt hin:  

Gemäß § 2 Abs. 3 Brandenburgisches 
Abfall- und Bodenschutzgesetz 
(BbgAbfBodG) ist bei der Wahrneh-
mung von Planungs-, Verkehrs- und 
Ansiedlungsangelegenheiten auf not-
wendige Flächen für Abfallsammelbe-
hälter sowie auf eine sichere Zuwegung 
zum Abtransport der Siedlungsabfälle 
durch Abfallsammelfahrzeuge, insbe-
sondere durch ausreichend breite Stra-
ßen und Wendemöglichkeiten, zu ach-
ten.  

Verkehrsflächen sind so anzulegen, 
dass alle Grundstücke an die Abfallent-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Die Baugrundstücke werden von der 
Bahnhofstraße aus erschlossen. Eine 
Neuausweisung von Verkehrsflächen 
ist nicht Gegenstand der Planung. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

sorgung angeschlossen werden kön-
nen. Dazu sind beim Befestigen, Aus- 
und Neubau von Erschließungsstraßen 
Fahrbahnbreiten und Fahrkurven für 
die Benutzung durch 3-achsige Entsor-
gungsfahrzeuge auszulegen. Die Richt-
linien für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06) sind zu beachten.  

Die Belastbarkeit der zu befahrenden 
Verkehrsflächen ist für die Achslast ge-
mäß § 34 Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung von 3-achsigen Entsor-
gungsfahrzeugen sicherzustellen.  

Bei Sackgassen sind Wendeanlagen 
(Wendehammer, Wendeschleife, Wen-
dekreis) nach RASt 06 für ein 3-achsi-
ges Entsorgungsfahrzeug zu planen 
bzw. zu berücksichtigen, da ein Rück-
wärtsfahrverbot für Entsorgungsfahr-
zeuge gemäß Unfallverhütungsvor-
schrift Müllbeseitigung besteht.  

Die an die Verkehrsflächen angrenzen-
den Randbereiche sind so auszufüh-
ren, dass die Voraussetzungen zur sat-
zungsgemäßen Aufstellung der Abfall-
behälter vor dem angeschlossenen 
Grundstück erfüllt werden.  

Für den Fall, dass eine grundstücks-
nahe Abfallentsorgung nicht möglich 
ist, sind geeignete Sammelplätze bzw. 
Sammelstellen zur Verfügung zu stel-
len. 

4. Landesamt 
für Umwelt 
Branden-
burg 

26.02.2022 

Die Unterlagen wurden von den Fach-
abteilungen Naturschutz, Immissions-
schutz und Wasserwirtschaft des Lan-
desamtes für Umwelt (LfU) zur Kennt-
nis genommen und geprüft. 

Im Ergebnis dieser Prüfung wird für die 
weitere Bearbeitung der Planungsun-
terlagen sowie deren Umsetzung eine 
Stellungnahme der Fachabteilung Im-
missionsschutz übergeben.  

Die Fachabteilung Wasserwirtschaft 
zeigt keine Betroffenheit an.  

Die fachliche Zuständigkeit für den Na-
turschutz obliegt der unteren Natur-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

schutzbehörde des Landkreises Ober-
havel. 

  Gegenstand der Stellungnahme ist der 
Entwurf (Stand Januar 2025) der Stadt 
Kremmen OT Sommerfeld zur Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. 80 
„Bahnhofstraße“ sowie die Umweltprü-
fung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB1 im 
Rahmen der Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange. 

Ziel der Änderung des Bebauungsplans 
ist die Schaffung der planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für eine Bebau-
ung mit Einzelhäusern. Bisher sind aus-
schließlich Doppelhäuser zulässig. Die 
Bauflächenentwicklung entspricht den 
im Flächennutzungsplan, in der Fas-
sung der Neuaufstellung, dargestellten 
Planungszielen der Stadt Kremmen für 
den Ortsteil Sommerfeld. 

Die Änderung berührt keine immissi-
onsschutzrechtlichen Belange. Da im 
Rahmen der vorangegangenen Stel-
lungnahme des Landesamtes für Um-
welt vom 03.05.2022, LFU-TOEB-
3700/652+37#152243/2022, keine Äu-
ßerungen zum Immissionsschutz er-
folgten, werden diese in der nachfol-
genden Stellungahme berücksichtigt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

  Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind bei 
raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen die für eine bestimmte 
Nutzung vorgesehenen Flächen einan-
der so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen so weit wie mög-
lich vermieden werden. Gemäß § 1 
Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne die allgemeinen Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse und die Belange des 
Umweltschutzes, insbesondere die um-
weltbezogenen Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit sowie 
die Bevölkerung insgesamt zu berück-
sichtigen 

Die Beurteilung des Belanges Schall-
schutz erfolgt in der städtebaulichen 
Planung auf der Grundlage der DIN 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

18005 Schallschutz im Städtebau. Die 
Einhaltung oder Unterschreitung der 
Orientierungswertete der DIN 18005, 
Beiblatt 1, ist wünschenswert, um die 
Erwartungen auf angemessenen 
Schutz vor Lärmbelästigungen zu erfül-
len. Für allgemeine Wohngebiete gilt 55 
dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der 
Nacht. 

  Immissionsschutzrechtliche Belange 
werden durch die Auswirkungen der 
vorhandenen Bahnanlagen sowie de-
ren geplante Erweiterung (laufendes 
Planfeststellungsverfahren) in Form 
von Geräuschemissionen und Erschüt-
terungen auf das Plangebiet berührt. 

Im Zuge des Planfeststellungsverfah-
rens nach dem Allgemeinen Eisen-
bahngesetz (AEG) für das Vorhaben 
„Prignitz-Express, Planfeststellungsab-
schnitt 5, Bahnhof Kremmen / Begeg-
nungsabschnitt“, Bahn-km 35,550 bis 
36,869 der Strecke 6183 Bln-Schön-
holz-Kremmen in der Gemeinde Krem-
men, wurden eine Schalltechnische Un-
tersuchung, eine Baulärmuntersuchung 
gemäß AVV Baulärm und Untersu-
chung der baubedingten Erschütterun-
gen gemäß DIN 41505 sowie eine Er-
schütterungstechnische Untersuchung 
erarbeitet. 

In diesen Untersuchungen wurde der 
BP Nr. 80 „Bahnhofstraße“ mit der ge-
planten Wohnbebauung (WA) nicht be-
rücksichtigt. Insofern liegen keine, auf 
den Geltungsbereich bezogenen Er-
gebnisse und Bewertungen vor. 

Durch das Landesamt für Umwelt 
erging jedoch im Rahmen des Planfest-
stellungsverfahrens mit der Stellung-
nahme vom 25.02.2025 ein Hinweis zur 
Berücksichtigung des Geltungsberei-
ches in der gutachterlichen Beurteilung 
des betriebsbedingten Verkehrslärms 
auf Grundlage der 16. BImSchV. 

Die vorliegenden gutachterlichen Unter-
suchungen wurde jedoch nachfolgend 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

zur Ermittlung schädlicher Umweltein-
wirkungen herangezogen. 

  Geräuschemissionen - Schienenver-
kehrslärm 

Die Bewertung der in ermittelten Beur-
teilungspegel erfolgte gemäß 16. BIm-
SchV. Der Anlage 4 der Schalltechni-
schen Untersuchung sind die Ergeb-
nisse der Einzelpunktberechnung für 
den Teilabschnitt B: Prognose-Planfall, 
zu entnehmen. 

Das Plangebiet grenzt im Osten an den 
Immissionsort Bahnhofstraße 18 (IO 
109-1, 109-2) und im Westen an die 
Immissionsorte Bahnhofstraße 26 und 
28 (IO 113-1, 113-2 und 115-1, 115-2).  

An diesen Immissionsorten werden die 
Immissionsgrenzwerte der 16. BIm-
SchV von 59 dB(A) am Tag und 49 
dB(A) in der Nacht eingehalten.  

Da bei der städtebaulichen Planung je-
doch die Orientierungswerte der DIN 
18005, Beiblatt 1, maßgeblich sind, 
wurde anhand der vorliegenden Beur-
teilungspegel geprüft, ob die Orientie-
rungswerte für allgemeine Wohnge-
biete 55 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in 
der Nacht ebenfalls eingehalten wer-
den. Das ist hier der Fall. Lediglich am 
Immissionsort 109-2, 2. OG, wird der 
Orientierungswert nachts um 1 dB(A) 
überschritten. 

Da es sich um einen Orientierungswert 
handelt, ist diese Überschreitung als ir-
relevant zu betrachten, zumal der 
nächtliche Grenzwert der 16. BImSchV 
eingehalten wird. 

Auf der südlichen Seite der Bahnhof-
straße liegen gegenüber dem Plange-
biet die Immissionsorte Bahnhofstraße 
23 (IO 111-1, 111-2, 111-3), 25 (IO 
112-1, 112-2, 112-3, 112-4), und 27 
(114-1, 114-2, 114-3). An diesen Im-
missionsorten werden sowohl verein-
zelt die Tagwerte als auch insbeson-
dere die Nachtwerte gemäß 16. BIm-
SchV überschritten. Die maßgeblichen 

 
 

Die Hinweise zu möglichen Geräusch-
emissionen durch den Schienenver-
kehrslärm werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Für die Planung besteht im Ergebnis 
der Stellungnahme kein Änderungsbe-
darf. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Orientierungswerte nach DIN 18005, 
Beiblatt 1, werden im Nachtzeitraum 
generell überschritten und auch die 
Tagwerte werden bis auf wenige Aus-
nahmen überschritten. 

Im schalltechnischen Gutachten wer-
den verschiedene aktive und passive 
Schallschutzmaßnahmen betrachtet. 
Auswirkungen auf das Plangebiet hätte 
vermutlich die vorgeschlagene Errich-
tung einer 3 m hohen Schallschutz-
wand im Bereich Bahn-km 6,333 bis km 
6,533. Die Entscheidung darüber, ob 
und in welcher Art und Weise Schall-
schutzmaßnahmen umgesetzt werden, 
obliegt jedoch der Genehmigungsbe-
hörde. 

Der Darstellung in Anlage 7.1.11, Iso-
phonenplan zum Prognose-Planfall, 
Rechenhöhe 2 m über Gelände – Ta-
geszeitraum (06:00 bis 22:00 Uhr), ist 
zu entnehmen, dass im Bereich des 
Plangebietes vermutlich Beurteilungs-
pegel von <= 57 dB(A) vorliegen. Für 
den Nachtzeitraum (22:00 bis 06:00 
Uhr) sind gem. Anlage 7.2.11 vermut-
lich Beurteilungspegel von <=49 dB(A) 
bis <= 47 dB(A) zu erwarten.  

Damit würden die Orientierungswerte 
der DIN 18005, Beiblatt 1, für allge-
meine Wohngebiete im Tages- und 
Nachtzeitraum überschritten.  

Unter Berücksichtigung der sich aus 
anderen gesetzlichen Vorgaben (GEG) 
ergebenden Mindestanforderungen an 
die Bauausführung der geplanten Ge-
bäude, ist es möglich, dass die gesun-
den Wohnverhältnisse gewahrt werden. 
Der Nachweis ist ggf. in den folgenden 
Baugenehmigungsverfahren zu führen. 

  Erschütterungen - Schienenverkehr 

Erschütterungsimmissionen sind 
schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne von § 3 Abs. 1 BImSchG, wenn 
sie nach Art, Ausmaß und Dauer geeig-
net sind, Gefahren, erhebliche Nach-
teile oder erhebliche Belästigungen für 

 

Die Hinweise zu möglichen Erschütte-
rungsimmissionen werden zur Kennt-
nis genommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

die Allgemeinheit oder die Nachbar-
schaft herbeizuführen. 

Mit der im Zuge des Planfeststellungs-
verfahrens für das Vorhaben „Prignitz-
Express, Planfeststellungsabschnitt 5, 
Bahnhof Kremmen / Begegnungsab-
schnitt“, Bahn-km 35,550 bis 36,869 
der Strecke 6183 Bln-Schönholz-Krem-
men in der Gemeinde Kremmen, er-
stellten Erschütterungstechnischen Un-
tersuchung wurde geprüft, ob die aus 
dem Betrieb resultierenden Erschütte-
rungsimmissionen zu erheblichen Be-
lästigungen von Menschen in Gebäu-
den führen können. 

Die Immissionen wurden nach DIN 
4150-2 bewertet. Für den, dem Plange-
biet am nächsten liegenden Messort 
MO8 (Bahnhofstraße 27), wurde fest-
gestellt, dass sich in der Prognose so-
wohl im Prognose Nullfall als auch im 
Prognose-Planfall keine Überschreitun-
gen der entsprechenden Anhaltswerte 
ergeben und damit keine Notwendigkeit 
für Maßnahmen zum Erschütterungs-
schutz. Da sich das Plangebiet weiter 
von den Bahnanlagen befindet als der 
Messort Bahnhofstraße 27, ist zu ver-
muten, dass im Bereich des Plangebie-
tes die Anhaltswerte der DIN 4150, Teil 
2, eingehalten werden, so dass keine 
Maßnahmen zum Erschütterungs-
schutz erforderlich werden. 

Für die Planung besteht im Ergebnis 
der Stellungnahme kein Änderungsbe-
darf. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

  Fazit 

Immissionsschutzrechtliche Belange 
werden durch die Auswirkungen der 
vorhandenen Bahnanlagen sowie de-
ren geplante Erweiterung durch Ge-
räuschemissionen und Erschütterungen 
berührt. 

Es liegen die Erkenntnisse aus den gut-
achterlichen Untersuchungen, die im 
Zusammenhang mit dem Planfeststel-
lungsverfahren „Prignitz-Express, Plan-
feststellungsabschnitt 5, Bahnhof 
Kremmen / Begegnungsabschnitt“, 
Bahn-km 35,550 bis 36,869 der Strecke 
6183 Bln-Schönholz-Kremmen“ erar-
beitet wurden, vor. Sowohl in der 

 

Die Hinweise zum Immissionsschutz 
werden zur Kenntnis genommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Für die Planung besteht im Ergebnis 
der Stellungnahme kein Änderungsbe-
darf. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

schalltechnischen Untersuchung als 
auch in der erschütterungstechnischen 
Untersuchung wurde der BP Nr. 80 
„Bahnhofstraße“ mit der geplanten 
Wohnbebauung (WA) nicht berücksich-
tigt. Die vorliegenden gutachterlichen 
Untersuchungen wurden jedoch zur Er-
mittlung schädlicher Umwelteinwirkun-
gen herangezogen. 

Danach ist zu erwarten, dass infolge 
des Vorhabens „Prignitz-Express, Plan-
feststellungsabschnitt 5, Bahnhof 
Kremmen / Begegnungsabschnitt“, 
Bahn-km 35,550 bis 36,869 der Strecke 
6183 Bln-Schönholz-Kremmen“ auf den 
Geltungsbereich im Planfall Beurtei-
lungspegel wirken, die im Tag- und 
Nachtzeitraum die Orientierungswerte 
der DIN 18005, Beiblatt 1, überschrei-
ten. 

Durch eine entsprechende Bauausfüh-
rung der geplanten Gebäude ist es 
dennoch möglich, die gesunden Wohn-
verhältnisse zu wahren. Der Nachweis 
darüber ist ggf. in den folgenden Bau-
genehmigungsverfahren zu führen. 

Für die durch den vorhandenen Betrieb 
der Bahnanlagen sowie dessen ge-
plante Erweiterung entstehenden Er-
schütterungsimmissionen bestehen 
derzeit keine Anhaltspunkte, dass die 
Anhaltswerte der DIN 4150, Teil 2, 
nicht eingehalten werden. Somit sind 
für das Plangebiet keine Festsetzungen 
zum Erschütterungsschutz erforderlich. 

Der Änderung des BP Nr. 80 kann aus 
Sicht der hier zu vertretenden Belange 
des Immissionsschutzes zugestimmt 
werden. 

  Die vorliegende Stellungnahme verliert 
mit der wesentlichen Änderung der Be-
urteilungsgrundlagen ihre Gültigkeit. 
Das Ergebnis der Abwägung durch die 
Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB mitzuteilen. Weiterhin 
wird um eine Anzeige zum Inkrafttreten 
des Planes bzw. die Erteilung der Ge-
nehmigung und die Zusendung der di-
gitalen Planzeichnung mit den 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

textlichen Festsetzungen, der Legende 
und der Verfahrensleiste gebeten. 

5. Landesamt 
für Bauen 
und Verkehr 

26.02.2025 

Gegen die vorliegende Planung beste-
hen im Hinblick auf die zum Zuständig-
keitsbereich des Landesamtes für 
Bauen und Verkehr gehörenden Ver-
kehrsbereiche Eisenbahn/Schienenper-
sonennahverkehr, Binnenschifffahrt, 
übriger ÖPNV und Luftfahrt keine Be-
denken. Schiffbare Landesgewässer 
werden nicht berührt. 

Den Ausführungen zum Umgang mit 
der Bahnstrecke 6504 Kremmen – 
Wittstock (Dosse) kann gefolgt werden. 

Für die Verkehrsbereiche übriger 
ÖPNV, Schienenpersonennahverkehr, 
ziviler Luftverkehr (Flugplätze), Lan-
deswasserstraßen und Häfen liegen In-
formationen zu Planungen, die das Vor-
haben betreffen können, nicht vor. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

 

  Durch die verkehrsplanerische Stel-
lungnahme bleibt die aufgrund anderer 
Vorschriften bestehende Verpflichtung 
zum Einholen von Genehmigungen, 
Bewilligungen oder Zustimmungen un-
berührt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

8.1 Landesamt 
für Denk-
malpflege, 
Dez. Bo-
dendenk-
malpflege 

27.01.2025 

Zur Planung wurde bereits mit Schrei-
ben vom 25.4.2022 Stellung genom-
men. Hinsichtlich bodendenkmalpflege-
rischer Belange gibt es seitdem keine 
neuen Erkenntnisse, die die Planung in 
ihrer jetzigen Fassung berühren wür-
den. Somit besitzt die Stellungnahme 
weiterhin ihre Gültigkeit.  

Da bei dem Vorhaben auch Belange 
der Baudenkmalpflege berührt sein 
können, erhalten Sie ggf. eine weitere 
Stellungnahme. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

 

8.2 Landesamt 
für Denk-
malpflege, 
Dez. Prakti-
sche Denk-
malpflege 

Zur Planung bestehen keine baudenk-
malpflegerischen Bedenken. 

Hinweis darauf, dass die Denkmalliste 
ständig fortgeschrieben wird.  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

27.01.2025 

17. Deutsche 
Bahn AG, 
DB Immobi-
lien 

11.02.2025 

Gegen das Verfahren bestehen aus 
Sicht der Deutschen Bahn AG keine 
grundsätzlichen Bedenken. Öffentliche 
Belange der DB AG werden hierdurch 
nicht berührt.  

Die von uns im Rahmen der Aufstellung 
des Bebauungsplans mit unserer Stel-
lungnahme vom 09.05.2022 (Az.: TÖB-
BB-22-131348) mitgeteilten Belange 
wurden berücksichtigt.  

Es sind derzeit keine Planungen be-
kannt, die sich auf den Änderungsan-
lass der Änderung des Bebauungsplan 
Nr. 80 auswirken.  

Auf die durch den Eisenbahnbetrieb 
und die Erhaltung der Bahnanlagen 
entstehenden Emissionen (insbeson-
dere Luft- und Körperschall usw.) wird 
vorsorglich hingewiesen.  

Bei Wohnbauplanungen in der Nähe 
von lärmintensiven Verkehrswegen und 
Bahnanlagen wird auf die Verpflichtung 
des kommunalen Planungsträgers hin-
gewiesen, aktive und passive Lärm-
schutzmaßnahmen zu prüfen und fest-
zusetzen.  

Die DB AG plant im Rahmen des Pro-
jekts i2030 / Prignitz-Express für den 
Bereich des Haltepunkts Beetz-Som-
merfeld umfangreiche Ausbau- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen an den be-
stehenden Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Diese und auch künftig notwendige 
Maßnahmen zur Instandhaltung und 
dem Unterhalt, in Zusammenhang mit 
dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deut-
schen Bahn weiterhin zweifelsfrei und 
ohne Einschränkungen zu gewähren.  

Es wird darum gebeten, die DB AG an 
dem weiteren Verfahren zu beteiligen 
und zu gegebener Zeit den Satzungs-
beschluss zu übersenden.  

Die späteren Anträge auf Baugenehmi-
gung für den Geltungsbereich sind der 
DB AG erneut zur Stellungnahme 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Für die Planung besteht im Ergebnis 
der Stellungnahme kein Änderungsbe-
darf. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Stand: 17.03.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

vorzulegen. Die DB AG behält sich wei-
tere Bedingungen und Auflagen vor. 

23. OWA 
GmbH 

29.01.2025 

Grundsätzlich keine Einwände gegen 
die Änderung des Bebauungsplans. 

Im Randbereich des Plangebietes ist 
die Trinkwasserversorgung über eine 
öffentliche Trinkwasserleitung in der 
Bahnhofstraße möglich. Die Trinkwas-
seranschlüsse können auf Antrag an 
die öffentliche Trinkwasserleitung ange-
schlossen werden. 

Für die innere Erschließung sind um-
fangreiche Erweiterungen der öffentli-
chen Trinkwasseranlagen erforderlich, 
die technisch und rechtlich zwischen 
dem Erschließungsträger und der OWA 
GmbH abgestimmt und vereinbart wer-
den müssen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Auswertung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch 
Veröffentlichung des Entwurfs des Bebauungsplanes Nr. 80 „Bahnhofstraße“ vom Januar 2025 auf 
dem Internetportal der Stadt Kremmen und öffentliche Auslegung im Rathaus der Stadt Kremmen im 
Zeitraum vom 17.02.2025 bis einschließlich 03.03.2025.  

Zugleich wurden die auszulegenden Unterlagen über das zentrale Internetportal des Landes Branden-
burg zugänglich gemacht. 

 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden keine Äußerungen zur Planung abgegeben. 

 

 

 

 



Anlage 

Stand: 12.05.2025 

Bebauungsplan Nr. 80 „Bahnhofstraße“, OT Sommerfeld 

Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 80 „Bahnhofstraße“ im Ortsteil Sommerfeld erfolgte im be-

schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB unter Anwendung des § 13b BauGB 2021 zur zeitlich be-

fristeten Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren ohne Umweltprüfung 

nach § 2 Abs. 4 BauGB. Eine Änderung des in Kraft getretenen Bebauungsplans ist aufgrund des Weg-

falls der Rechtsgrundlage des § 13b BauGB gemäß Hinweis des Landkreises Oberhavel als höhere 

Verwaltungsbehörde nicht möglich. Mit der beabsichtigten Änderung im Hinblick auf die Zulassung von 

Einzel- und Doppelhäusern ist für den Bebauungsplan gemäß Hinweis des Landkreises Oberhavel ein 

neues Aufstellungsverfahren mit Umweltprüfung erforderlich und es wird der Begründung ein Umwelt-

bericht beigefügt. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 erfolgte durch Veröffentlichung im Internet und öffent-

liche Auslegung im Zeitraum vom 08.04.2025 bis einschließlich 08.05.2025.  

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB er-

folgte mit Schreiben vom 21.03.2025. 

Die Nachbargemeinden sind gemäß ihrer Stellungnahme im Rahmen der vorhergehenden Beteiligung 

nicht betroffen oder haben im Rahmen der vorhergehenden Beteiligung keine Stellungnahme abgege-

ben. Die Nachbargemeinden wurden daher nicht nochmals an der Planung beteiligt. 

Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

11 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (TöB) wurden mit Schreiben vom 21.03.2025 zur 

Abgabe einer Stellungnahme zu den geplanten Ausweisungen des Bebauungsplanes Nr. 80 „Bahnhof-

straße“ aufgefordert, mit Beteiligungsfrist bis zum 24.04.2025. 

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die gemäß ihrer Stellungnahme im Rahmen 

der vorhergehenden Beteiligung von der Planung nicht betroffen sind oder im Rahmen der vorherge-

henden Beteiligung keine Stellungnahme abgegeben haben, wurden nicht nochmals an der Planung 

beteiligt. 

 

Folgende TöB äußerten sich nicht: 

Nr. 12 Eisenbahn – Bundesamt (EBA) 

 

Folgende TöB sind gemäß ihrer Stellungnahme in ihren Belangen von der Planung nicht berührt: 

Nr. 8.2 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege, Dezernat Baudenkmalpflege 

 

Folgende TöB gaben Hinweise oder Anregungen zur Planung wie folgt: 

Nr. 1 Gemeinsame Landesplanungsabteilung (GL) 

Nr. 2 Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel (RPG) 

Nr. 3 Landkreis Oberhavel 

Nr. 4  Landesamt für Umwelt (LfU) 

Nr. 5 Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) 

Nr. 8.1 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege, Dezernat Bodendenkmalpflege (BLDAM) 
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Nr. 19 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Nr. 17 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien – Region Ost 

Nr. 23 OWA GmbH 

Nr. 24 Zweckverband Kremmen 

 

Die Zählung bezieht sich auf die im Bauamt der Stadt Kremmen geführte und fortlaufend aktualisierte 

Gesamtliste der für das Stadtgebiet relevanten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und 

wird mit der im konkreten Beteiligungsverfahren getroffenen Auswahl nicht verändert.  

Die Texte geben die Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Lesbarkeit und Erfass-

barkeit zum Teil neu geordnet und gekürzt. Die Originalstellungnahmen können in der Bauverwaltung 

eingesehen werden. 
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Abwägungsvorschläge zu den vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange zum Bebauungsplans Nr. 80 „Bahnhofstraße“, OT Sommerfeld im Rah-
men des Beteiligungsverfahrens gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zum Entwurf März 2025 
 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

1. Gemein-
same Lan-
despla-
nungsabtei-
lung 

23.04.2025 

 

In unseren landesplanerischen Stel-
lungnahmen vom 16.12.2021, 
23.05.2022 und 17.02.2025 haben wir 
mitgeteilt, dass die Planungsabsicht an 
die Ziele der Raumordnung angepasst 
ist.  

Aufgrund der Inanspruchnahme von 
bisher nicht für Siedlungszwecke ge-
nutzten Flächen erfolgt eine Anrech-
nung der dafür eingeräumten EEO in 
Höhe von 0,7 ha.  

Ziele der Raumordnung stehen der Pla-
nungsabsicht (GL Reg.-Nr. 0953/2021) 
nicht entgegen. 

Die erneute landesplanerische Beurtei-
lung wird zur Kenntnis genommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend redaktionell er-
gänzt. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

2. Regionale 
Planungs-
gemein-
schaft Prig-
nitz-Ober-
havel 

23.04.2025 

Ziele und Grundsätze der Regionalpla-
nung stehen der Planungsabsicht nicht 
entgegen. 

Die Belange der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Prignitz-Oberhavel basie-
ren auf den folgenden Erfordernissen 
der Raumordnung: 

- Satzung über den Regionalplan 
Prignitz-Oberhavel, SachlicherTeil-
plan "Rohstoffsichrung / Windener-
gienutzung" (ReP-Rohstoffe) vom 
24. November 2010 

- Satzung über den Regionalplan 
Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Grundfunktionale 
Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8. 
Oktober 2020 

Bindungswirkung: Von den regionalpla-
nerischen Zielen gehen eine Anpas-
sungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 
BauGB bzw. eine Beachtenspflicht ge-
mäß § 4 Absatz 1 Satz 1 ROG aus. Die 
Grundsätze und sonstigen Erforder-
nisse der Raumordnung sind in der Ab-
wägung zu berücksichtigen.  

Die erneute regionalplanerische Beur-
teilung wird zur Kenntnis genommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend redaktionell er-
gänzt. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

  Hinweise:  

Die Satzung über den Regionalplan 
Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

"Rohstoffsicherung / Windenergienut-
zung" wurde mit Bescheid vom 14. 
Februar 2012 teilweise genehmigt. Von 
der Genehmigung ausgenommen sind 
die Festlegung des Vorbehaltsgebietes 
Nr. 65 "Sicherung oberflächennaher 
Rohstoffe" sowie die Festlegungen zur 
"Steuerung der Windenergienutzung". 
Der Regionalplan wurde zum Zwecke 
der Bekanntmachung entsprechend re-
daktionell angepasst und trägt nunmehr 
die Bezeichnung Regionalplan "Roh-
stoffsicherung".  

Die Satzung über den Regionalplan 
Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 
"Freiraum und Windenergie" wurde mit 
Bescheid vom 17. Juli 2019 teilweise 
genehmigt. Von der Genehmigung aus-
genommen sind die Festlegungen zur 
Steuerung der raumbedeutsamen 
Windenergienutzung. Hiergegen hat die 
Regionale Planungsgemeinschaft Prig-
nitz-Oberhavel Rechtsmittel eingelegt. 
Die Festlegungen zum “Freiraum” und 
zu den “historisch bedeutsamen Kultur-
landschaften” wurden genehmigt, eine 
Bekanntmachung im Amtsblatt für 
Brandenburg ist jedoch nicht erfolgt.  

Vor dem Hintergrund veränderter recht-
licher Rahmenbedingungen wird das 
anhängige Klageverfahren zum Sachli-
chen Teilplan "Freiraum und Windener-
gie" eingestellt. Im Zuge dessen finden 
auch die Festlegungen zum Freiraum 
und zu den Historisch bedeutsamen 
Kulturlandschaften keine Anwendung 
mehr. 

Durch die regionalplanerische Stellung-
nahme bleibt die aufgrund anderer Vor-
schriften bestehende Verpflichtung zum 
Einholen von Genehmigungen, Bewilli-
gungen oder Zustimmungen unberührt. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

  Nach Abschluss des Beteiligungsver-
fahrens bitten wir um Information über 
den Planungsfortgang und die Geneh-
migungsinhalte. 

Nach Inkrafttreten des Bebauungsplans 
erhält die Regionalplanung eine Be-
nachrichtigung über das Abwägungser-
gebnis sowie eine Kopie der Satzungs-
fassung des Bebauungsplans. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

3.  Landkreis 
Oberhavel 

22.04.2025 

Der Landkreis Oberhavel wurde nach 
§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) im 
Rahmen der Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange zur Mitarbeit aufgefordert. Die ko-
ordinierende Aufgabe der Bündelung 
der Stellungnahme der Kreisverwaltung 
obliegt dem FB Bauordnung und Katas-
ter; FD rechtliche Bauaufsicht/Planung. 

Zum Entwurf vom März 2025 nimmt der 
Landkreis Oberhavel wie folgt Stellung.  

Es wird darum gebeten, die Anmerkun-
gen und Hinweise in den Abwägungs-
prozess einzubeziehen.  

Die formellen und materiellen Rege-
lungsinhalte sowie Erfordernisse, die 
aus weiteren Rechtsvorschriften entste-
hen, bleiben von der Stellungnahme 
unberührt. 

Die Hinweise und Anregungen des 
Landkreises werden zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt in die Abwägung 
einbezogen: 

 

3.1 Bereich Pla-
nung 

Weiterführende Hinweise 

Die Textfestsetzungen (TF) Nr. 2 „Bau-
weise" und Nr. 3 „Mindestbreite der 
Wohngrundstücke" sind hinsichtlich der 
hier getroffenen Regelungen für Einzel-
häuser nicht vollumfänglich umsetzbar.  

Die TF Nr. 2 bestimmt, dass die Länge 
der Einzelhäuser höchstens 15 m be-
tragen darf. In der TF Nr. 3 wird eine 
Mindestbreite der Baugrundstücke ent-
lang der Bahnhofstraße von 15 m fest-
gesetzt.  

Bei Einhaltung einer Mindestbreite des 
Wohngrundstückes von 15 m gemäß 
TF Nr. 3 kann, mit Einhaltung der seitli-
chen Grenzabstände nach TF Nr. 2, ein 
EFH mit einer maximalen Baukörper-
länge von 9 m realisiert werden.  

Das Erfordernis des Festsetzens einer 
maximalen Baukörperlänge von 15 m 
für Einzelhäuser ist im Kontext der hier 
getroffenen Regelung zur Mindestbreite 
der Wohngrundstücke insofern fachlich-
inhaltlich zu hinterfragen.  

Der Sachverhalt ist zu prüfen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Der dargelegte Sachverhalt 
wurde geprüft. 

Die textlichen Festsetzungen Nr. 2 zur 
Bauweise und Nr. 3 zur Mindestbreite 
von Wohngrundstücken regeln unter-
schiedliche Sachverhalte. 

Die Regelung zur maximalen Länge 
von Einzelhäusern ist erforderlich, da in 
der offenen Bauweise gemäß § 22 Abs. 
2 BauNVO anderenfalls Gebäude mit 
einer Länge von bis zu 50 m zulässig 
wären. 

Die festgesetzte Länge von 15 m er-
möglicht die Errichtung von sogenann-
ten „Bungalows“, da für diese Gebäu-
deform im Stadtgebiet eine vermehrte 
Nachfrage besteht. Die zulässige Ge-
bäudelänge muss nicht ausgenutzt 
werden. Ein zweigeschossiges Ge-
bäude hat in der Regel eine deutlich 
geringere Länge. 

Die Regelung zur Mindestbreite von 
Grundstücken ist erforderlich zur Ge-
währleistung einer aufgelockerten Be-
bauung entlang der Bahnhofstraße. 



- 6 - 

Stand: 12.05.2025 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Für die Errichtung eines Gebäudes mit 
einer Gebäudelänge von 15 m ist ein 
breiteres Grundstück erforderlich. Auf 
einem Grundstück mit einer Breite von 
15 m ist die Errichtung eines „Bunga-
lows“ mit einer Länge von 15 m unter 
Berücksichtigung der Abstandserfor-
dernisse nicht möglich. 

Die Begründung wird diesbezüglich 
noch einmal untersetzt. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

  Unter Pkt. 8 „Verfahren' wird in den 
Ausführungen zur Verfahrenszeile „Be-
teiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 2 BauGB" sowie zur Verfahrens-
zeile „Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs 2 BauGB" versehentlich 
für den Bebauungsplan der Stand „in 
der Fassung der 1. Änderung vom 
März 2025" angeführt. 

Vorliegend handelt es sich um den Be-
bauungsplan Nr. 80 „Bahnhofstraße" in 
der Fassung vom März 2025.  

Die Angaben sind zu korrigieren. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Verfahrensvermerke in Kap. 8 der 
Begründung werden korrigiert. 

 

3.2 Untere Na-
turschutz-
behörde 

Im Geltungsbereich des bereits rechts-
kräftigen Bebauungsplans Nr. 80 
„Bahnhofstraße" im Ortsteil Sommer-
feld der Stadt Kremmen wird bislang 
ausschließlich eine Bebauung mit Dop-
pelhäusem zugelassen. Mit der vorlie-
genden geänderten Planfassung sollen 
auch Einzelhäuser zugelassen werden.  

Die Prüfung der vorliegenden geänder-
ten Planfassung des ebauungsplans 
Nr. 80 „Bahnhofstraße" der Stadt Krem-
men hat ergeben, dass durch die ge-
plante Änderung keine naturschutz-
fachlichen oder naturschutzrechtlichen 
Belange betroffen sind.  

Die Belange der unteren Naturschutz-
behörde, hier v. A. Eingriffsregelung, 
Artenschutz, Biotopschutz, Schutzge-
biete und Alleenschutz wurden ausrei-
chend im Verfahren zur Aufstellung des 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend fortgeschrieben. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Bebauungsplanes geprüft und berück-
sichtigt.  

Unter der Voraussetzung das die Fest-
setzungen gemäß der Begründung des 
Bebauungsplanes einschl. Umweltprü-
fung und den textlichen Festsetzungen 
zum Bebauungsplan beachtet und ent-
sprechend der genannten Fristen und 
Vorgaben umgesetzt werden, sind 
keine naturschutzfachlichen oder natur-
schutzrechtlichen Belange durch die 
Änderung des Bebauungsplanes be-
troffen. 

3.3 Untere 
Wasserbe-
hörde 

Der Standort befindet sich außerhalb 
von Trinkwasserschutzzonen. 

Die wasserrechtlichen Anforderungen 
und Bestimmungen des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz-WHG) und des 
Brandenburgischen Wassergesetzes 
(BbgWG) sind zu beachten und einzu-
halten. 

Voraussetzung für die Niederschlags-
versickerung ist versickerungsfähiger 
Boden und ein Mindestabstand von 
1,00 m zwischen Sohle der Versicke-
rungsanlage und dem mittleren höchs-
ten Grundwasserstand. Ein Überlaufen 
des Niederschlagswassers auf Nach-
bargrundstücke ist dauerhaft zu verhin-
dern. 

Im Übrigen ist die Verordnung über An-
lagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen (AwSV) zu beachten. 

Sämtliche Arbeiten sind so auszufüh-
ren, dass das Grund- und das Oberflä-
chenwasser nicht verunreinigt und ge-
fährdet werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 

 

3.4 Untere Bo-
denschutz- 
und Abfall-
wirtschafts-
behörde 

Der oben genannte Flächenbereich 
wird nicht im Altlasten- und Boden-
schutzkataster des Landkreises Ober-
havel als Altlast oder Altlastenver-
dachtsfläche geführt. Aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht bestehen daher derzeit 
keine Bedenken.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Allgemein gilt: Treten bei den Erdarbei-
ten ungewöhnliche Verfärbungen oder 
Gerüche auf, ist die weitere Vorgehens-
weise umgehend mit der unteren Bo-
denschutzbehörde abzustimmen.  

Es ist sicherzustellen, dass sämtliche 
Arbeiten derart ausgeführt werden, 
dass keine schadhaften Bodenverände-
rungen hervorgerufen werden. Die Si-
cherstellung ist ggf. durch geeignete 
Vorsorgemaßnahmen zu gewährleisten 
(z.B. nach DIN 19639 1 2019-09).  

Die ordnungsgemäße Deklaration mi-
neralischer Abfälle (Boden, Baggergut, 
Bauschutt und Gleisschotter) ist gemäß 
Erlass des Ministeriums für Landwirt-
schaft, Umwelt und Klimaschutz des 
Landes Brandenburg zur Neufassung 
der „Vollzugshinweise zur Zuordnung 
von Abfällen zu den Abfallarten eines 
Spiegeleintrages in der Abfallverzeich-
nis-Verordnung" vom 01.03.2023 
durchzuführen.  

Die bei der Maßnahme anfallenden Ab-
fälle sind gemäß den Vorschriften des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), 
der auf dieser Grundlage erlassenen 
Verordnungen und der Abfallentsor-
gungssatzung des Landkreises Ober-
havel, vorrangig zu verwerten bzw. zu 
entsorgen. Fallen Abfälle an, die ge-
mäß § 48 KrWG i. V. m. der Abfallver-
zeichnisverordnung (AVV) als gefähr-
lich einzustufen sind, sind diese der 
SBB Sonderabfallentsorgungsgesell-
schaft Brandenburg/Berlin mbH, Groß-
beerenstraße 231 in 14480 Potsdam 
anzudienen.  

Der unteren Bodenschutzbehörde lie-
gen keine Kenntnisse zu einer mögli-
chen Strahlenbelastung sowie Belas-
tung mit Kampfmitteln vor. Diese sind in 
dem von der unteren Bodenschutzbe-
hörde zu führenden Altlasten- und Bo-
denschutzkataster nicht erfasst.  

Die zuständige Strahlenschutzbehörde 
ist das Landesamt für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesundheit 
(LAVG).  

Das Landesamt für Umwelt wurde an 
der Planung beteiligt. 

Der Kampfmittelbeseitigungsdienst 
beim Zentraldienst der Polizei des Lan-
des Brandenburg wurde ebenfalls an 
der Planung beteiligt.  
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Zu einer möglichen Belastung mit 
Kampfmitteln können Sie sich an den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst beim 
Zentraldienst der Polizei des Landes 
Brandenburg (KMBD) wenden. 

3.5 Öffentlich-
rechtlicher 
Entsor-
gungsträger 

Der Landkreis Oberhavel entsorgt die 
in seinem Gebiet angefallenen und 
überlassenen Abfälle im Rahmen der 
Gesetze und nach Maßgabe der Ab-
fallentsorgungssatzung.  

Um eine ordnungsgemäße Abfallent-
sorgung für dieses Vorhaben zu ge-
währleisten, ist eine entsprechende 
Verkehrserschließung sicherzustellen. 
Dazu weise ich auf die Anforderungen 
an die straßenmäßige Erschließung wie 
folgt hin:  

Gemäß § 2 Abs. 3 Brandenburgisches 
Abfall- und Bodenschutzgesetz 
(BbgAbfBodG) ist bei der Wahrneh-
mung von Planungs-, Verkehrs- und 
Ansiedlungsangelegenheiten auf not-
wendige Flächen für Abfallsammelbe-
hälter sowie auf eine sichere Zuwegung 
zum Abtransport der Siedlungsabfälle 
durch Abfallsammelfahrzeuge, insbe-
sondere durch ausreichend breite Stra-
ßen und Wendemöglichkeiten, zu ach-
ten.  

Verkehrsflächen sind so anzulegen, 
dass alle Grundstücke an die Abfallent-
sorgung angeschlossen werden kön-
nen. Dazu sind beim Befestigen, Aus- 
und Neubau von Erschließungsstraßen 
Fahrbahnbreiten und Fahrkurven für 
die Benutzung durch 3-achsige Entsor-
gungsfahrzeuge auszulegen. Die Richt-
linien für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06) sind zu beachten.  

Die Belastbarkeit der zu befahrenden 
Verkehrsflächen ist für die Achslast ge-
mäß § 34 Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung von 3-achsigen Entsor-
gungsfahrzeugen sicherzustellen.  

Bei Sackgassen sind Wendeanlagen 
(Wendehammer, Wendeschleife, Wen-
dekreis) nach RASt 06 für ein 3-achsi-
ges Entsorgungsfahrzeug zu planen 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 

Die Baugrundstücke werden von der 
Bahnhofstraße aus erschlossen. Eine 
Neuausweisung von Verkehrsflächen 
ist nicht Gegenstand der Planung. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Erwiderung 
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bzw. zu berücksichtigen, da ein Rück-
wärtsfahrverbot für Entsorgungsfahr-
zeuge gemäß Unfallverhütungsvor-
schrift Müllbeseitigung besteht.  

Die an die Verkehrsflächen angrenzen-
den Randbereiche sind so auszufüh-
ren, dass die Voraussetzungen zur sat-
zungsgemäßen Aufstellung der Abfall-
behälter vor dem angeschlossenen 
Grundstück erfüllt werden.  

Für den Fall, dass eine grundstücks-
nahe Abfallentsorgung nicht möglich 
ist, sind geeignete Sammelplätze bzw. 
Sammelstellen zur Verfügung zu stel-
len. 

4. Landesamt 
für Umwelt 
Branden-
burg 

23.04.2025 

Die Unterlagen wurden von den Fach-
abteilungen Naturschutz, Immissions-
schutz und Wasserwirtschaft des Lan-
desamtes für Umwelt (LfU) zur Kennt-
nis genommen und geprüft. 

Im Ergebnis dieser Prüfung wird für die 
weitere Bearbeitung der Planungsun-
terlagen sowie deren Umsetzung eine 
Stellungnahme der Fachabteilung Im-
missionsschutz übergeben.  

Die Fachabteilung Wasserwirtschaft 
zeigt keine Betroffenheit an.  

Die fachliche Zuständigkeit für den Na-
turschutz obliegt der unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Ober-
havel. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

  Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind bei 
raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen die für eine bestimmte 
Nutzung vorgesehenen Flächen einan-
der so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen so weit wie mög-
lich vermieden werden. Gemäß § 1 
Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne die allgemeinen Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse und die Belange des 
Umweltschutzes, insbesondere die um-
weltbezogenen Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit sowie 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Nr. Behörde, 
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fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

die Bevölkerung insgesamt zu berück-
sichtigen. 

Die Beurteilung des Belanges Schall-
schutz erfolgt in der städtebaulichen 
Planung auf der Grundlage der DIN 
18005 Schallschutz im Städtebau. Die 
Einhaltung oder Unterschreitung der 
Orientierungswertete der DIN 18005, 
Beiblatt 1, ist wünschenswert, um die 
Erwartungen auf angemessenen 
Schutz vor Lärmbelästigungen zu erfül-
len. Für allgemeine Wohngebiete gilt 55 
dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der 
Nacht. 

  Die Bewertung der auf das Plangebiet 
einwirkenden Lärmimmissionen durch 
den Bahnbetrieb auf den in einem Ab-
stand von ca. 40 m südlich des Plange-
bietes verlaufenden Gleisanlagen war 
unter Berücksichtigung des Abwä-
gungsergebnisses (Erwiderung vom 
14.03.2025) des laufenden Planfest-
stellungsverfahrens für das Vorhaben 
„Prignitz-Express, PFA 5, Bahnhof 
Kremmen/Begegnungsabschnitt“, 
Bahn-km 35,550 bis 36,869 der Strecke 
6183 Bln-Schönholz-Kremmen in der 
Gemeinde Kremmen, vorzunehmen. 

Aufgrund von Nachforderungen des 
LfU im Zusammenhang mit dem ge-
nannten Planfeststellungsverfahren und 
der Erwiderung des Vorhabenträgers, 
wurde die Immissionssituation für die 
künftige Wohnbebauung innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
Nr. 80 „Bahnhofstraße“ nochmals gut-
achterlich untersucht. 

Die Berechnungen ergaben maximale 
Beurteilungspegel von 53 dB(A) im Ta-
geszeitraum und 49 dB(A) im Nacht-
zeitraum. Damit werden zwar die Im-
missionsgrenzwerte 16. BImSchV ein-
gehalten, jedoch wird der Erwartung 
auf angemessenen Schutz des Allge-
meinen Wohngebietes gemäß DIN 
18005, Beiblatt1, für den Nachtzeitraum 
nicht entsprochen. 

Im Rahmen der Abwägung kann die 
Gemeinde mit plausibler Begründung 

Die Hinweise werden wie folgt be-
rücksichtigt: 

Zum Ausgleich für die gemäß Schallun-
tersuchung zu erwartende Überschrei-
tung der Orientierungswerte der 
DIN 18005 für Allgemeine Wohnge-
biete durch den Bahnbetrieb im Nacht-
zeitraum wird eine textliche Festset-
zung zur Grundrissgestaltung in den 
Bebauungsplan aufgenommen: 

TF: Zum Schutz vor Lärmimmissionen 
durch den Bahnbetrieb muss im Allge-
meinen Wohngebiet mindestens ein 
Aufenthaltsraum von Wohnungen, bei 
Wohnungen mit mehr als zwei Aufent-
haltsräumen müssen mindestens zwei 
Aufenthaltsräume mit den notwendigen 
Fenstern zu der von der Bahnstrecke 
abgewandten Gebäudeseite orientiert 
sein. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit ent-
sprechende Hinweise nicht bereits ent-
halten sind. 

Aufnahme einer textlichen Festset-
zung zum Immissionsschutz. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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von den Orientierungswerten der DIN 
18005, Beiblatt 1, abweichen. Sie sollte 
jedoch möglichst einen Ausgleich durch 
andere geeignete Maßnahmen, wie z. 
B. geeignete Gebäudeanordnung und 
Grundrissgestaltung, bauliche Schall-
schutzmaßnahmen – insbesondere für 
Schlafräume, vorsehen und planungs-
rechtlich sichern. 

  Umweltbericht 

Es ist festzustellen, dass die Hinweise 
des Fachbereichs Immissionsschutz 
mit Stellungnahme vom 26.02.2025, 
Gesch-Z.: LFU-TOEB-3700/652 + 
37#81523/2025, zu den Geräuschemis-
sionen Schienenverkehrslärm bisher 
nicht berücksichtigt wurden. Das betrifft 
die Aussagen auf S. 37/38,Beachtung 
der Vorgaben im Bebauungsplan und 
S. 50 Lärmbelastungen. Diese sollten 
korrigiert werden, da planungsrelevante 
Überschreitungen der Orientierungs-
werte der DIN 18005, Beiblatt 1, insbe-
sondere im Nachtzeitraum, vorliegen. 

Den Ausführungen zu den Schutzgü-
tern Klima und Lufthygiene kann gefolgt 
werden. 

Die Hinweise werden berücksichtigt. 

Die im Umweltbericht getroffenen Aus-
sagen zum Immissionsschutz werden 
entsprechend den Erkenntnissen zu 
den Geräuschemissionen Schienenver-
kehrslärm fortgeschrieben. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

  Hinweis 

In den bisher vorliegenden Untersu-
chungen sowie in der o. g. gutachterli-
chen Untersuchung ermittelte Beurtei-
lungspegel wurden die Auswirkungen 
der im FNP dargestellten Fläche für ei-
nen Park+Ride- Platz gegenüber dem 
Plangebiet bisher nicht berücksichtigt. 

Im nachfolgenden Genehmigungsver-
fahren für die Errichtung und den Be-
trieb des Parkplatzes sind die Auswir-
kungen auf das Allgemeine Wohnge-
biet und dessen Schutzanspruch einzu-
stellen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt. 

Eine Umsetzung der kommunalen Pla-
nung für einen Park+Ride- Platz auf 
den bisherigen Bahnflächen ist derzeit 
nicht absehbar. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 

  Die vorliegende Stellungnahme verliert 
mit der wesentlichen Änderung der Be-
urteilungsgrundlagen ihre Gültigkeit.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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  Das Ergebnis der Abwägung durch die 
Kommune ist mitzuteilen.  

Weiterhin wird um eine Anzeige zum 
Inkrafttreten des Planes und die Zusen-
dung der digitalen Planzeichnung mit 
den textlichen Festsetzungen, der Le-
gende und der Verfahrensleiste gebe-
ten. 

Das Landesamt für Umwelt erhält nach 
Inkrafttreten des Bebauungsplans eine 
Benachrichtigung über das Ergebnis 
der Abwägung sowie eine Kopie der 
Satzungsfassung der Planzeichnung 
und der Begründung zur Kenntnis. 

5. Landesamt 
für Bauen 
und Verkehr 

02.04.2025 

Gegen die vorliegende Planung beste-
hen im Hinblick auf die zum Zuständig-
keitsbereich des Landesamtes für 
Bauen und Verkehr gehörenden Ver-
kehrsbereiche Eisenbahn/Schienenper-
sonennahverkehr, Binnenschifffahrt, 
übriger ÖPNV und Luftfahrt keine Be-
denken. Schiffbare Landesgewässer 
werden nicht berührt. 

Durch die verkehrsplanerische Stel-
lungnahme bleibt die aufgrund anderer 
Vorschriften bestehende Verpflichtung 
zum Einholen von Genehmigungen, 
Bewilligungen oder Zustimmungen un-
berührt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 

 

8.1 Landesamt 
für Denk-
malpflege, 
Dez. Bo-
dendenk-
malpflege 

24.03.2025 

Zur Planung wurde bereits Stellung ge-
nommen. Hinsichtlich bodendenkmal-
pflegerischer Belange gibt es seitdem 
keine neuen Erkenntnisse, die die Pla-
nung in ihrer jetzigen Fassung berüh-
ren würden. Somit besitzt die Stellung-
nahme weiterhin ihre Gültigkeit.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 

 

8.2 Landesamt 
für Denk-
malpflege, 
Dez. Prakti-
sche Denk-
malpflege 

15.04.2025 

Baudenkmalpflegerische Belange wer-
den derzeit nicht berührt. 

Es ist zu beachten, dass die Denkmal-
liste fortgeschrieben wird.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 

17. Deutsche 
Bahn AG, 
DB Immobi-
lien 

24.03.2025 

Gegen das Verfahren bestehen aus 
Sicht der Deutschen Bahn AG keine 
grundsätzlichen Bedenken. Öffentliche 
Belange der DB AG werden hierdurch 
nicht berührt.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 
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Die von uns im Rahmen der Aufstellung 
des Bebauungsplans mit unserer Stel-
lungnahme vom 09.05.2022 (Az.: TÖB-
BB-22-131348) mitgeteilten Belange 
wurden berücksichtigt.  

Es sind derzeit keine Planungen be-
kannt, die sich auf den Änderungsan-
lass der Änderung des Bebauungsplan 
Nr. 80 auswirken.  

Auf die durch den Eisenbahnbetrieb 
und die Erhaltung der Bahnanlagen 
entstehenden Emissionen (insbeson-
dere Luft- und Körperschall usw.) wird 
vorsorglich hingewiesen.  

Bei Wohnbauplanungen in der Nähe 
von lärmintensiven Verkehrswegen und 
Bahnanlagen wird auf die Verpflichtung 
des kommunalen Planungsträgers hin-
gewiesen, aktive und passive Lärm-
schutzmaßnahmen zu prüfen und fest-
zusetzen.  

Die DB AG plant im Rahmen des Pro-
jekts i2030 / Prignitz-Express für den 
Bereich des Haltepunkts Beetz-Som-
merfeld umfangreiche Ausbau- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen an den be-
stehenden Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Diese und auch künftig notwendige 
Maßnahmen zur Instandhaltung und 
dem Unterhalt, in Zusammenhang mit 
dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deut-
schen Bahn weiterhin zweifelsfrei und 
ohne Einschränkungen zu gewähren.  

Es wird darum gebeten, die DB AG an 
dem weiteren Verfahren zu beteiligen 
und zu gegebener Zeit den Satzungs-
beschluss zu übersenden.  

Die späteren Anträge auf Baugenehmi-
gung für den Geltungsbereich sind der 
DB AG erneut zur Stellungnahme vor-
zulegen. Die DB AG behält sich weitere 
Bedingungen und Auflagen vor. 

Für die Planung besteht im Ergebnis 
der Stellungnahme kein Änderungsbe-
darf. 

19. Deutsche 
Telekom 
Technik 
GmbH für 
Telekom 

Die Telekom Deutschland GmbH 
(nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsbe-
rechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wird um entsprechen-
de Ausführungen ergänzt, soweit 
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Deutsch-
land GmbH 

22.04.2025 

beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesiche-
rung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. 

Im Planbereich befinden sich Telekom-
munikationslinien der Telekom, die aus 
beigefügtem Plan ersichtlich sind. 

Wir bitten Sie, die Ihnen überlassenen 
Planunterlagen nur für interne Zwecke 
zu benutzen und nicht an Dritte weiter-
zugeben. 

Wir bitten folgende fachliche Festset-
zung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men: „In allen Straßen bzw. Gehwegen 
sind geeignete und ausreichende Tras-
sen mit einer Leitungszone in einer 
Breite von ca. 0,5 m für die Unterbrin-
gung der Telekommunikationslinien der 
Telekom vorzusehen.“ 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzun-
gen ist das "Merkblatt über Baumstand-
orte und unterirdische Ver- und Entsor-
gungsanlagen" der Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen, Ausgabe 2013; siehe insbeson-
dere Abschnitt 6, zu beachten. Wir bit-
ten sicherzustellen, dass durch die 
Baumpflanzungen der Bau, die Unter-
haltung und Erweiterung der Telekom-
munikationslinien der Telekom nicht be-
hindert werden. 

Die TK-Linien dürfen ohne vorherige 
Zustimmung weder verändert noch un-
ter- bzw. überbaut werden. 

Zur Versorgung der neu zu errichten-
den Gebäude mit Telekommunikati-
onsinfrastruktur durch die Telekom ist 
die Verlegung neuer Telekommunikati-
onslinien im Plangebiet und außerhalb 
des Plangebiets erforderlich. 

Über gegebenenfalls notwendige Maß-
nahmen zur Veränderung oder Verle-
gung der Telekommunikationslinien der 
Telekom können wir erst Angaben ma-
chen, wenn uns die endgültigen 

entsprechende Hinweise nicht bereits 
enthalten sind. 

Ein Bedarf zur Festsetzung von Lei-
tungstrassen für die Unterbringung der 
Telekommunikationslinien ist nicht er-
kennbar. 

Die übersandten Lagepläne werden 
Bestandteil der Verfahrensakte und 
können im Planungsamt eingesehen 
werden. 

Redaktionelle Fortschreibung der 
Begründung. 
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Ausbaupläne mit entsprechender Erläu-
terung vorliegen. 

Die einzelnen Hausanschlüsse können 
von den Grundstückseigentümern über 
den Bauherrenservice beauftragt wer-
den. Eine Kontaktaufnahme über das 
Internet ist ebenfalls möglich. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes sowie die Koor-
dinierung mit den Baumaßnahmen der 
anderen Leitungsträger ist es notwen-
dig, dass Beginn und Ablauf der Er-
schließungsmaßnahmen im Bebau-
ungsplangebiet der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH so früh wie mög-
lich, mindestens 3 Monate vor Baube-
ginn zu beantragen. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu 
achten, dass Beschädigungen der vor-
handenen Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betriebli-
chen Gründen (z. B. im Falle von Stö-
rungen) der ungehinderte Zugang zu 
den Telekommunikationslinien jederzeit 
möglich ist. 

Insbesondere müssen Abdeckungen 
von Abzweigkästen und Kabelschäch-
ten sowie oberirdische Gehäuse soweit 
frei gehalten werden, dass sie gefahr-
los geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahr-
zeugen angefahren werden können. 

Es ist deshalb erforderlich, dass sich 
die Bauausführenden vor Beginn der 
Arbeiten über die Lage der zum Zeit-
punkt der Bauausführung vorhandenen 
Telekommunikationslinien der Telekom 
informieren. Die Kabelschutzanweisung 
der Telekom ist zu beachten. 

23. OWA 
GmbH 

01.04.2025 

Grundsätzlich keine Einwände gegen 
die Änderung des Bebauungsplans. 

Im Randbereich des Plangebietes ist 
die Trinkwasserversorgung über eine 
öffentliche Trinkwasserleitung in der 
Bahnhofstraße möglich. Die Trinkwas-
seranschlüsse können auf Antrag an 
die öffentliche Trinkwasserleitung ange-
schlossen werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Begründung wurde zur Entwurfs-
fassung im Ergebnis der frühzeitigen 
Beteiligung bereits um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 
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Für die innere Erschließung sind um-
fangreiche Erweiterungen der öffentli-
chen Trinkwasseranlagen erforderlich, 
die technisch und rechtlich zwischen 
dem Erschließungsträger und der OWA 
GmbH abgestimmt und vereinbart wer-
den müssen. 

24. Zweckver-
band Krem-
men 

24.03.2025 

Die Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 80 „Bahnhofstraße“ im OT Sommer-
feld der Stadt Kremmen hat keine Aus-
wirkung auf den bereits geschlossenen 
Erschließungsvertrag mit dem Vorha-
benträger. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Auswertung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte durch Veröffentlichung des Entwurfs 

des Bebauungsplanes Nr. 80 „Bahnhofstraße“ vom März 2025 auf dem Internetportal der Stadt Krem-

men und öffentliche Auslegung im Rathaus der Stadt Kremmen im Zeitraum vom 08.04.2025 bis ein-

schließlich 08.05.2025.  

Zugleich wurden die auszulegenden Unterlagen über das zentrale Internetportal des Landes Branden-

burg zugänglich gemacht. 

 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden keine Äußerungen zur Planung abgegeben. 

 

 

 

 


